Senat der Uni Greifswald erhöht Intransparenz statt sie abzubauen - Studentischer Senator will nun notfalls selbst alle Dokumente zum 1. März 2010 veröffentlichen
Mit dieser Pressemitteilung macht sich der studentische Senator Sebastian Jabbusch strafbar. Denn er veröffentlicht - illegal - einen Beschluss des Senats der Universtität Greifswald.

Und das ist nach Ansicht der Senatsvorsitzenden Prof. Dr. Maria-Theresia Schafmeister eine Straftat. Denn obwohl der Beschluss im öffentlichen Teil der Senatssitzung beschlossen wurde, dürfe über die Angelegenheiten des Senats nur die „Hochschulöffentlichkeit“
 etwas erfahren.
Das ‚böse Internet’ beziehungsweise  die Lokalzeitung sind sind jedoch „weltöffentlich“ und damit offenbar „zu öffentlich“ für diejenigen, die Hochschulpolitik als Geheimsache betrachten. 

„Frau Schafmeister möge mich für diese Pressemitteilung bitte vor dem Amtsgericht wegen ‚Verrats’ anzeigen, weil ich ‚illegal’ öffentliche Dokumente aus dem öffentlichen Teil einer Sitzung eines öffentlich tagenden Parlamentes preisgebe“, fasst Sebastian Jabbusch die absurde Situation zusammen. „Diese Universität braucht mehr Tranparenz statt weniger! Alles andere führtzu Politikverdrossenheit, niedriger Wahlbeteiligung und im schlimmsten Fall zur Kurruption“, ist Jabbusch besorgt. 
Eigentlich ist der der Forderung nach Transparenz bereits weitgehend nachgekommen und hat eine Veröffentlichung aller Unterlagen – im ersten Schritt immerhin für die Hochschulöffentlichkeit - beschlossen. Doch nun, befürchtet der Senator, soll diesem Beschluss über die Hintertür so viele Steine wie möglich in den Weg gelegt werden. 
„Sollte der Senat hier seine öffentlichkeits-feindliche Position aufrecht erhalten, werde ich zum 1. März 2009 selbst alle Dokumente online stellen“, kündigt der überzeugte Demokrat weitere Straftaten an. 

Transparenz im Senat – was bisher geschah: 

Bereits im Juli 09 beantragten Juraprofessor Jürgen Kohler, Sebastian Jabbusch und einige andere studentische Senatoren, dass sämtliche öffentliche Dokumente
 des Senats den Mitgliedern der Universität bis zum 1. Oktober 09 zugänglich gemacht werden sollten (Beschluss siehe Anhang). Dieser Antrag fand eine große Mehrheit. Prof. Kohler sagte damals gegenüber dem Onlineportal „webMoritz“: 

“Ich bin der Auffasung, dass wir in der Uni mehr Transparenz brauchen und dass man auch sinnvollerweise der Sitzung des Senates als Zuhörer nur folgen kann, wenn man das Bezugsmaterial kennt, auf dessen Basis die Diskussionen geführt werden.
Die Demokratie entartet, wenn sie als rein formales Mehrheitssystem verstanden wird. Es bedarf immer noch einer Begründung auf sachlicher Ebene.“
Bis heute jedoch hat die Senatsvorsitzende den Beschluss mit dem Verweis auf angebliche technische Schwierigkeiten nicht umgesetzt. Noch immer hat kein Student die Möglichkeit in Protokolle, Anträge oder Beschlüsse des von Ihnen gewählten Gremiums Einblick zu erhalten.

Am vergangenen Mittwoch (16.12.09) wurde nun immerhin in die Geschäftsordnung (GO) des Senats eine Regelung eingefügt, die eine Veröffentlichung der Dokumente ermöglicht. Und auch die Senatsvorsitzende verspricht, dass die Dokumente nun doch „sehr bald“ veröffentlicht werden. 

Die Steine im Weg zur Transparenz
Ist dann nicht alles gut? Nein – denn im gleichen Atemzug führte der Senat am vergangenen Mittwoch (16.12.) eine Bestrafungsmöglichkeit für sogenannte „Whiselblower“ ein. Die Regelung sagt in aller Kürze: Wer die Dokumente „Dritten“ zugänglich macht, verliert seinen Zugang zu den Dokumenten.  
Wenn also ein Student – wie Sebastian Jabbusch in dieser Pressemitteilung – ein Dokument oder ein Beschlus im Internet oder in einer Lokalzeitung wie der Ostsee-Zeitung veröffentlicht, macht er sich strafbar. Die Senatsvorsitzende kann dem Studenten dann – ohne weitere Rücksprache mit dem Senat und ohne Richterspruch – den Zugang zu den Senatsunterlagen entziehen
. 
„Begrenzte Demokratie“ würde man sowas wohl nennen.
Die Folgen dieser Regelung in der Praxis: 

· Im Ergebnis können sich die Studenten zum Beispiel über diesen „Zensurbeschluss“ des Senats in der Lokalzeitung nicht beschweren, denn schließlich unterliegt der auch dieser Beschluss selbst der Zensur... 
· Studentische Redakteure – etwa des populären Internetmagazings „webMoritz.de“ –müssten bei Veröffentlichung von Senatsdokumente ebenfalls mit dem Entzug des Zugangs rechnen (Internet = weltöffentlich = „Dritte“ = böse). 

· Öffentliche Debatte in Gefahr: Auch Studenten, die in der Kommentar-Debatten oder in Leserbriefen in der Lokalzeitung auf die Inhalte der Senatsbeschlüsse bezug nehmen oder gar wagen ganze Beschlüsse zu zitieren, müssten ebenfalls mit dem Entzug auf den Zugriff ihrer Unterlagen rechen.

„Man darf sich die Dokumente nun also ‚anschauen’, aber darüber nicht öffentlich in Zeitungen oder im Internet darüber ‚sprechen’. Denn jeder, der über die Senatsunterlagen spricht, macht sie ja  ‚Dritten’ ‚zugänglich’ und setzt sich somit der Gefahr aus, dass ihm der Zugang zu den Unterlagen entzogen wird“, so Jabbusch.

Hinter diesen Beschlüssen steht seiner Meinung nach noch immer das Denken, dass die Veröffentlichung der Senatsunterlagen so eine Art ‚freiwillige nette Geste’ sei und kein demokratisches ‚Recht’, dass den Studenten und Professoren zur Kontrolle ihrer Interessensvertreter im Senat zusteht. 
„Wir haben hier in Greifswald offenbar ein Mentalitätsproblem. Der Rektor und auch die Senatoren sind alle nur gewählte Vertreter. Der Senat ist ein öffentliches, demokratisch gewähltes Parlament. Die Wähler müssen sich aber ungehindert darüber informieren und austauschen dürfen. Und der Zugang zu den Informationen darf nicht vom Gutdünken der Senatsvorsitzenden abhängen.“, so Jabbusch. 

In Schweden sieht die Welt anders aus. Dort sind alle staatlichen Informationen für jeden zugänglich. Eine Tradition die auf das Jahr 1766 zurückgeht und dazu führt, dass Schweden heute die niedrigensten Korruptionsraten weltweit hat. In Deutschland gibt es das Informationsfreiheitsgesetz erst seit 2006. Und auch in MV wurde es im Juli 2006 beschlossen. Offenbar braucht es also einige Zeit bis dieses Gesetz rumspricht. Denn danach  hat nicht nur jeder Student, sondern sogar jeder Bürger MV ein einklagbares Recht darauf sämtliche nicht-personengebundene Informationen & Akten öffentlicher Einrichtungen einzusehen. Und das sind wahrscheinlich wesentlich mehr als die paar Unterlagen des Senats. 

„All das wird hier geflissentlich ignoriert“, kritisiert Senator Sebastian Jabbusch scharf und setzt hinzu „Manchmal hab ich  das Gefühl die Universität spielt Geheimdienst.“
Da nun jeder Student, der Dokumente „im Internet“ „veröffentlicht“ mit dieser drakonischen Strafe rechnen muss, können nur noch die Mitglieder des Senats „bedenkenlos“ die Unterlagen veröffentlichen. Diese wurden immerhin von Strafmaßnahmen ausgenommen. 
Die Konsequenz ist nun logisch: Veröffentlichung 
„Sollte der Senat bei dieser intransparenten und Öffentlichkeits-feindlichen Einstellung bleiben, fühle ich mich geradezu gezwungen zum 1. März 2010 alle öffentlichen Dokumente auf einem Senats-Info-Blog im Internet veröffentlichen
. Studenten und studentische Medien können dann auf die Dokumente per Link verweisen, ohne das ‚ihnen’ der Vorwurf gemacht werden kann, ‚sie’ hätten Unterlagen ‚Dritten zugänglich gemacht’ und sich damit der Gefahr auszusetzen, dass ihnen der eigene Zugang abgeschaltet wird. Die ‚Schuld’ fällt dann auf mich als Senator. Ob mich Frau Schafmeister dann verklagt, wird spannend“, so Jabbusch. 
Er erklärt: „Denn was ist es wert, wenn ich zwar Zugriff auf Unterlagen habe, aber darüber nicht öffentlich ohne Angst sprechen darf?“

Hintergrund – Kein neuer Streit: 

Bereits seit Jahren kann die Lokalzeitung nur über den Senat berichten, weil einer Ihrer Redakteure in der Universität noch nach einer alten Magister-Ordnung eingeschrieben ist, die keine Zwangsimmmatrikulation vorsah
. Auch der NDR-Rundfunk hat sich so einen „künstlichen Dauerstudenten“ eingerichtet. 
Sebastian Jabbusch kämpft bereits seit seinem Antritt für mehr Transparenz im Senat der Uni Greifswald. Bereits 2008 verbat sich der Senat einen Live-Ticker auf dem damals von Jabbusch frisch gegründeten Studentenportal. Einer Fotografin der Seite wurden sogar Bildaufnahmen der öffentlichen Sitzung verboten. Vor kurzem drohte die Senatsvorsitzende den Senatoren damit das W-LAN abzuschalten, weil der studentische Senator Sebastian Jabbusch Informationen wie etwa Beschlüsse live über Twitter veröffentlichte. 

Die Forderungen: 

Sebastian Jabbusch setzt auch weiterhin darauf, dass die Senatsvorsitzende selbst die Unterlagen veröffentlicht. Er will Unterlagen nur dann in einem Blog veröffentlichen, wenn folgende Bedingungen nicht erfüllt werden: 

· Der Senatsbeschluss vom Juli 2009, der eigentlich zum 1. Oktober fällig war, muss zmindestens um 1. Febraur 2010 umgesetzt werden. 

· Alle Senatsunterlagen
 müssen auf den Server – und zwar rückwirkend bis mindenstes 1. Febraur 2003 – dem Amtsantritt des jetzigen Rektors. 

· Alle Senatsunterlagen müssen online bleiben und nicht etwa nach einer Woche wieder verschwinden.

· Die in der letzten Sitzung unter Druck beschlossene Änderung der Geschäftsordung muss zurückgenommen oder verändert werden. Der Senatsvorsitzende darf kein Recht haben, Studenten den nach dem deutschen Grundgesetz zustehende Recht auf Zugang zu Informationen ohne Richterspruch zu entziehen. Dies schafft ein Klima der Angst und gefärdet eine freie, öffentliche Debatte. 
· Die Vorsitzende muss dem Senat und der Hochschulöffentlichkeit einen begründeten Kriterienkatalog vorlegen, nach welchem sie Informationen der Öffentlichkeit vorenthält (z.B. Personalangelegenheiten etc.). 
Positive Erfahrungen im StuPa: 

Das Studierendenparlament der Univeristät Greifswald hat dabei durchaus positive Erfahrungen mit Transparenz gemacht. Bereits seit 2005 werden alle Unterlagen auf einer Internetseite veröffentlicht. Besonders seit der webMoritz im Jahr 2008 live aus jeder Sitzung berichtet und allen Studenten eine freie Diskussionsplattform für Hochschulpolitik anbietet, steigt die Wahlbteiligung und auch die Anzahl der Kandidaten -  in diesem Jahr über 50 ein neuer Rekord. „Diese Freiheit & Transparenz wünsche ich mir auch für den Senat“, so Jabbusch – nur dann kann auch hier ein breiter demokratischer Dialog beginnen. 
Und hier nun der kritisierte Beschluss des Senats: 

(2) Die zur Kenntnisnahme von Senatsunterlagen nach § 18a Berechtigten sind verpflichtet, bei deren Einsichtnahme und Verwendung Vorkehrungen und Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer Verschwiegenheitspflicht zu treffen. Sie stellen insbesondere sicher, dass die Unterlagen nicht unbefugt Dritten zugänglich gemacht werden. Nutzername und Passwort dürfen nicht weitergegeben werden.

(3) Bei Verstößen gegen Absatz 2 kann der/die Senatsvorsitzende nach vorheriger Anhörung eine Ermahnung aussprechen oder eine Zugangssperre gegen den Berechtigten verhängen; gegenüber Senatsmitgliedern kann eine Zugangssperre nicht verhängt werden. Der Betroffene hat das Recht, die Entscheidung des Senats einzuholen.“
� Mit Hochschulöffentlichkeit sollen alle Angehörigen der Universität, also nur Professoren, Mitarbeitern und Studenten gemeint sein. Aus dem Begriff „Hochschulöffentlichkeit“, welcher sich tatsächlich im Landeshochschulgesetz findet, leitet die Universität das Recht auf Intransparenz gegenüber einer angeblichen „Rest-Öffentlichkeit“ ab.  


� Dokumente aus dem „Nicht-Öffentlichen Teil“, wie etwa Berufungen von Professoren , Verkauf von Immobilien, oder anders nachvollziehbar und begründet nicht-öffentliche Tagesordnungspunkte sollen auch zukünfigt nur den Senatoren vorbehalten werden. 


� Die alljährlichen Senatswahlen sind dank dieses „Nebel des Nichts-Wissens“ und einer fehlenden öffentlichen Berichterstattung politisch pure Lotterie. Auch ein Teil der schlechten Bachelor-Umsetzung dürfte auf die Tatsache zurückzuführen sein, dass Hochschulpolitik in Greifswald von einem „kleinen Club der Wissenden“ gemacht wird.)  


� Zwar könnte der Student im Nachhinein dagegen vor dem gesamten Senat eine Rücknahme fordern, es ist jedoch sehr unwahrscheinlich, dass ein Student wegen eines solchen Antrags vor den Senat traut. Zumal Studenten hier in einem Abhängigkeitsverhältnis ggü ihren Professoren stehen! 


� Ähnliches habe ich damals mit dem StuPa-Info-Blog schon einmal gemacht, der heute als webMoritz.de bekannt ist. 


� Nicht auszuschließen, dass es genau dieser „Student“ ist, dem zuerst seine Berechtigung entzogen werden soll. 


� Ausnahme: Die Unterlagen aus dem nicht-öffentlichen Teil müssen natürlich nicht veröffentlicht werden.





